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fördersysteme in Mannheim, Karls-
ruhe, Freiburg, Heilbronn, Ulm,
Konstanz und Stuttgart.

„Die Bekämpfung von Vegetati-
onsbränden erfolgt grundsätzlich
mit Löschfahrzeugen“, heißt es im
Ministerium. Ein Großteil sei dafür
geeignet. Die Wälder verfügen über
ein gutes Wegenetz, das größten-
teils mit Feuerwehrfahrzeugen be-
fahren werden kann.

Geländegängige Fahrzeuge
haben nur wenige Feuerwehren

Im Einzelfall kann es laut Ministeri-
um notwendig sein, unbefestigte
Wege zu befahren. Geländegängige
Löschfahrzeuge haben nur einzelne
Feuerwehren. Wie viele, kann das
Innenministerium nicht sagen.

Im Zuständigkeitsbereich des Re-
gierungspräsidiums Karlsruhe wur-
de ein geländegängiges, wendiges
Kraftfahrzeug entwickelt, das mit
Wechselaufbauten – etwa einem
Löschwassertank – versehen in
schwierigem Gelände eingesetzt
werden kann. Zwei Prototypen wer-
den derzeit angeschafft, vor allem
mit Blick auf den Schutz des Natur-
parks Nordschwarzwald. Mittler-
weile verfügt die Landespolizei über
zwei Außenlastbehälter, so kann per
Hubschrauber Löschwasser ge-
bracht werden. Auch kann das Land
auf Behälter der Bundeswehr sowie
anderer Bundesländer und der Bun-
despolizei zurückgreifen.

Der Einsatz bei Wald- und Vege-
tationsbränden spielt laut Innenmi-
nisterium auch in Aus- und Fortbil-
dung eine Rolle. Was Alarm- und
Einsatzpläne mit der Forstverwal-
tung angehe, seien Kommunen un-
terschiedlich aufgestellt. In einigen
Landkreisen seien sie vorhanden.
Feuerwehren seien insgesamt zu-
nehmend sensibilisiert, was Wald-
und Flächenbrände angehe.

sein, wenn man leichtes Gerät mit
sich führt: etwa einen Löschruck-
sack mit Handgerät. Auch Spaten,
Rechen, Feuerpatsche und Motor-
säge leisten laut Goldammer gute
Dienste, um einen kleinen Brand-
herd in den Griff zu bekommen.

Auch hat man Waldbrandkarten
angefertigt, damit Feuerwehrleute
Einsatzorte im Wald möglichst
schnell finden (siehe Kasten).

„Die Bekämpfung von Wald- und
Flächenbränden war schon immer
Aufgabe der Feuerwehren und wur-
de daher auch schon bisher hin-
sichtlich der Ausbildung, der Aus-
rüstung und der Einsatztätigkeit –
abhängig von den örtlichen Gege-
benheiten – berücksichtigt“, heißt
es im Innenministerium. In den
1101 Feuerwehren im Land stünden
112 268 aktive Feuerwehrangehöri-
ge mit 4773 Löschfahrzeugen
(Stand 31. Dezember 2019) bereit.
Zur Förderung großer Wassermen-
gen gibt es Hochleistungs-Wasser-

Waldbrandgefahr Feuerwehr und Forst setzen
in Freiburg auf leichtes Gerät

Die Gefahr von Wald- und Land-
schaftsbränden nimmt zu. Die
mit dem Klimawandel einher-
gehende Trockenheit begünstigt
Brände. In Freiburg befassen
sich Feuerwehrleute, Förster
und Wissenschaftler damit, was
man dem entgegensetzen kann
– oft ist es leichtes Gerät.

Von Jennifer Reich

STUTTGART/FREIBURG. Im Leib-
friedschen Garten in Stuttgart ist am
Wochenende infolge der Trocken-
heit eine Fläche von rund 250 Qua-
dratmetern Gras abgebrannt. Die
Feuerwehr hatte den Brand schnell
gelöscht, das Gelände ist gut zu-
gänglich. Auch in Günterstal, einem
Stadtteil von Freiburg, hat es Ende
Juli gebrannt. Dieser Brand war je-
doch abgelegen und in schlecht zu-
gänglicher Hanglage.

Dass das Feuer dort keinen grö-
ßeren Schaden angerichtet hat, liegt
auch daran, dass sich Forstleute im
Stadtwald mit dem Löschen von
Bränden auskennen und seit dem
Frühjahr mit einem Löschrucksack
ausgerüstet sind. Bis die Feuerwehr
ein abgelegenes Waldstück erreicht,
können die Förster oft schon mit
den Löscharbeiten beginnen.

Goldammer: Risiko für Wald-, aber
auch Landschaftsbrände steigt

Seit mehreren Jahren arbeiten in
Freiburg das Zentrum für globale
Feuerüberwachung, die Feuerwehr
und das städtische Forstamt zusam-
men. Maßgeblich daran beteiligt ist
der Feuerökologe Johann Georg
Goldammer. Er lehrt an der Univer-
sität Freiburg und ist Direktor des
„Global Fire Monitoring Center“,
das unter dem Schirm der Vereinten
Nationen Staaten und internationa-
le Organisationen bei der Wald-
brandbekämpfung berät.

Seit 2019 ist Goldammer als Fach-
berater für Landschaftsbrände auch
ehrenamtliches Mitglied der Feuer-

wehr Freiburg. Dass diese Zusam-
menarbeit sich eines Tages auszah-
len wird, war ihm längst klar.

Die Erwärmung des Klimas und
der Mangel an Niederschlägen er-
höhen das Risiko für Wald-, und
Landschaftsbrände. „Wir haben an-
gefangen, uns vorzubereiten, als wir
noch keinen Druck hatten, dies zu
tun“, sagt er. Heute sei man froh
über das Freiburger Modell. Denn:
Feuerwehren seien vor allem für Ge-
bäudebrände und Unfälle ausgerüs-

tet und ausgebildet. Vegetations-
brände waren bisher kaum Thema.
Das ist in Freiburg nicht mehr so,
Forstmitarbeiter und Feuerwehr-
leute werden teils gemeinsam aus-
gebildet. Die Abteilungen Walters-
hofen und Kappel seien nun gut vor-
bereitet. Rückt die Feuerwehr sonst
mit schwerem Gerät und viel Wasser
an, kann es bei Wald- und Land-
schaftsbränden, vor allem in abgele-
genem, steilem Gelände, wie im
Schwarzwald häufig, von Vorteil

Michael Schlegel (rechts), Kommandant der Abteilung Kappel, erklärt Förster Philipp Schell, wie die Rucksackspritze funktioniert. FOTO: GFMC

MEHR ZUM THEMA
Zentrum für globale Feuerüberwachung:
https://gfmc.online/manag/germany.
html

Nordrhein-Westfalen hat digitale Waldbrandeinsatzkarten

Derzeit erstellt das Bundesamt für Karto-
grafie einen Waldbrandatlas, in dem
unter anderem oberirdische Löschwas-
serstellen erfasst werden. Auch in Frei-
burg hat man eine Waldbrandkarte er-
stellt, mit der sich Einsatzkräfte zurecht-
finden. In Nordrhein-Westfalen stehen
seit dem Frühjahr Waldbrandeinsatz-

karten digital bereit. Einsatzkräfte kön-
nen per App auf Informationen über Zu-
fahrtswege, Wasserstellen und Baumar-
ten zugreifen. Ob das auch für Baden-
Württemberg infrage kommt, dazu hat
die FPD-Fraktion eine parlamentari-
schen Antrag gestellt, die Antwort der
Landesregierung liegt noch nicht vor.

Baden-Württemberg will mehr Schutzausrüstung
vorrätig halten und Masken im Inland produzieren
Sozialminister Lucha zieht Lehren aus Krise / Deutschland will Überschuss an Masken an arme Staaten abgeben

STUTTGART. Schutzausrüstung
war in der Hochphase der Corona-
Krise im März ein gefragtes Gut.
Nun scheint es sie im Überfluss zu
geben. Daher gerät verstärkt in den
Blick, wie und was Bund und Länder
beschafft haben. So steht Bundes-
gesundheitsminister Jens Spahn
(CDU) in der Kritik, dass zu viel, zu
unkoordiniert und eventuell am
Vergaberecht vorbei Schutzausrüs-
tung gekauft wurde – mit erhebli-
chem finanziellem Schaden.

250 Millionen Schutzmasken im
Wert von rund 275 Millionen Euro,
deren Haltbarkeit kurzfristig aus-
laufen wird, sollen über die Weltge-
sundheitsorganisation WHO an be-
dürftige Staaten abgegeben wer-
den. 20 000 Beatmungsgeräte, die
im März bestellt und teilweise
schon ausgeliefert wurden, brau-
chen die Kliniken nicht mehr und
werden daher eingelagert.

Rund 106 Millionen OP-Masken und
27 Millionen Atemschutzmasken

Wie es um die Beschaffung von
Schutzausrüstung aus den vom
Landtag im März bewilligten fünf
Milliarden Euro Corona-Mitteln
steht, wollte der Landtagsabgeord-
nete Rudi Fischer (FDP) in einer
Kleinen Anfrage wissen. Dazu hat
Sozialminister Manfred Lucha
(Grüne) Stellung genommen. Dem-
nach wurden von der Landesregie-

rung 1900 Beatmungsgeräte für ver-
schiedene Bedarfe bestellt. Ende
August/Anfang September werden
die letzten voraussichtlich in den
Krankenhäusern bereitstehen.

„Diese Beschaffungen erfolgten
mit dem Ziel, die Beatmungskapa-
zitäten in der Pandemie in Baden-
Württemberg nicht nur quantitativ,
sondern auch qualitativ zu erwei-
tern“, so Lucha. Knapp 60 Millionen
Euro gibt das Land dafür aus.

Beschafft wurden vom Sozialmi-
nisterium ebenfalls rund 106 Millio-
nen OP-Masken, 27 Millionen
Atemschutzmasken, 1,35 Millionen

Schutzanzüge/OP-Kittel, über 27
Millionen Schutzhandschuhe,
Hunderttausende Schutzbrillen,
Gesichtsschutzschilder und 600 000
Liter Desinfektionsmittel. Dafür
werden rund 221 Millionen Euro
veranschlagt. Dazu kommt noch
Schutzausrüstung, die vom Innen-
ministerium für den Bevölkerungs-
schutz und für die Landespolizei
beschafft wurde.

Angeschafft wurde über Sofort-
käufe von lagernder Ware oder
durch Lieferverträgen mit inländi-
schen Produzenten. Auch mit Im-
porteuren wurden Liefervereinba-

rungen geschlossen. Die Angebote
wurden auf Qualität geprüft. Not-
wendige Zertifizierungen und Un-
terlagen mussten vorliegen, die Zer-
tifikate echt sein und zu den ange-
botenen Produkten passen. Bei die-
ser Vorprüfung musste ein Großteil
der Angebote zurückgewiesen wer-
den, so das Sozialministerium. In-
sofern konnten vereinzelt lediglich
Teillieferungen erfolgen, es gab
auch komplette Lieferausfälle.

Land strebt größere strategische
Unabhängigkeit an

Das Sozialministerium hatte ver-
traglich festgelegt, dass Ware nur
nach Erhalt und Prüfung zu bezah-
len sei, sodass dadurch keine finan-
ziellen Verluste für das Land ent-
standen. Eine der Lehren, die aus
der Engpass-Situation für Schutz-
kleidung zu ziehen sei, schreibt Lu-
cha in seiner Antwort, „ist, eine grö-
ßere strategische Unabhängigkeit
Baden-Württembergs insbesonde-
re bei Atemschutzmasken zu errei-
chen.“ Das heißt: mehr Schutzaus-
rüstung vorrätig halten, und Mas-
ken im Inland produzieren oder zu-
mindest im europäischen Ausland
beziehen. (bm)

In der Hochphase der Corona-Krise waren Schutzmasken ein gefragtes Gut, nun hat man
zu viele und will sie an ärmere Länder abgeben. FOTO: DPA-ZENTRALBILD/JAN WOITAS

MEHR ZUM THEMA
Die Landtagsdrucksache finden Sie unter:
https://kurzelinks.de/16-8435

Landesregierung
will Ehrenamt stärken
Ministerium lobt Ideenwettbewerb aus

STUTTGART. „Baden-Württem-
berg ist, gerade im ländlichen
Raum, ein Land des gesellschaftli-
chen Engagements“, sagt Peter
Hauk (CDU), Minister für ländli-
chen Raum. Um sicherzustellen,
dass es das angesichts des demo-
grafischen Wandels bleibe, müsse
man gerade junge Menschen fin-
den und auf ihrem Weg in ein Eh-
renamt unterstützen.

„Daher fördern wir Projekte, die
junge Menschen im ländlichen
Raum für wichtige zivilgesell-
schaftliche Aufgaben und Füh-

rungsfunktionen im Ehrenamt
qualifizieren“, sagte Hauk anläss-
lich des Starts des Ideenwettbe-
werbs „Stärkung des Ehrenamts“.
Die Bewerbungsphase läuft bis
zum 15. Oktober. Bis zu 15 000
Euro je Projekt stehen bereit. Der
Ideenwettbewerb ist Teil des Pro-
gramms „Zusammen halt…“ der
Landesregierung. (sta)

MEHR ZUM THEMA
Weitere Informationen zum Wettbewerb:
https://mlr-bw.de/staerkung-ehrenamt

Kurz notiert

Bußgeldkatalog: Strobl tritt
bei Streit auf die Bremse

STUTTGART/BERLIN. Im Streit
zwischen Bund und Ländern um
einen schärferen Bußgeldkatalog
hat Grün-Schwarz noch keinen ge-
meinsamen Nenner gefunden.
Verkehrsminister Winfried Her-
mann (Grüne) wehrt sich gegen
den Versuch von Bundesverkehrs-
minister Andreas Scheuer (CSU),
Regelungen zu schwächen. Innen-
minister Thomas Strobl (CDU) bat
Hermann um Zurückhaltung. (sta)

Politiker für gemeinsame
Corona-Strategie mit Schweiz

WALDSHUT. CDU-Politiker for-
dern eine grenzüberschreitende
Corona-Strategie mit der Schweiz.
Am Hochrhein gebe es Kritik, dass
die Corona-Warn-App keinen Da-
tenaustausch mit der Schweiz er-
mögliche, so der Bundestagsabge-
ordnete Felix Schreiner. Mit Par-
teikollegen hat er Kommissions-
präsidentin Ursula von der Leyen
um Hilfe gebeten. (sta)

Kreditwürdigkeit des Landes
leicht herabgestuft

STUTTGAR. Die Ratingagentur
„Standard & Poor’s“ hat die Kredit-
würdigkeit Baden-Württembergs
leicht auf AA+ mit stabilem Aus-
blick herabgestuft. Zuvor war das
Bundesland mit AAA bewertet
worden, wie das Finanzministeri-
um mitteilte. Dies sei auf die Coro-
na-Krise und nicht auf strukturelle
Probleme zurückzuführen. (lsw)

Die Kreditwürdigkeit des Landes wurde
leicht zurückgestuft. FOTO: DPA/FOTOSTAND

Betroffene rechter Gewalt
suchen verstärkt Hilfe
Beratungsstelle will mehr Anlaufstellen und Personal

STUTTGART. 2019 haben mehr Be-
troffene rechter Gewalt Hilfe bei
der Beratungsstelle Leuchtlinie ge-
sucht. Laut der Hilfsorganisation
ließen sich 98 Menschen beraten,
das ist ein Drittel mehr als 2018 (74).
Für 2020 gibt es noch keine Statis-
tik. „Feststellbar ist aber, dass die
Beratungsanfragen trotz Corona im
Vergleich zum Vorjahreszeitraum
deutlich gestiegen sind und sich
Fälle, die wir als potenzielle rechte

Gewalt ansehen, erhöht haben“,
sagte ein Sprecher diese Woche am
Rande eines Besuchs von Sozialmi-
nister Manfred Lucha (Grüne).

Die Beratungsstelle hat 1,25
Planstellen für die Beratung. Finan-
ziert wird sie zum Großteil aus Bun-
desmitteln, das Land trägt mit
27 500 Euro 13 Prozent der Kosten.
Die Beratungsstelle fordert neben
mehr regionalen Anlaufstellen
auch mehr Personal. (sta)
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Quergedacht

Aus der Höhe auf den Boden der Tatsachen
Nichts eignet sich besser als Polizeiberichte, um an-
hand von Fällen und Unfällen die pralle Fülle des Le-
bens, manchmal buchstäblich die Höhen und Tiefen
menschlicher Existenz, zu ergründen.

In Balingen schweifte am Sonntag der Blick zweier
Streifenpolizisten nach oben. Auf dem Fenstersims ei-
nes Hauses sahen sie auffällige weiße Schuhe, Snea-
kers. Sie erinnerten sich daran, dass ein solches Paar
vor kurzem aus einem Geschäft gestohlen wurde.

Flugs klingelten sie, und trafen in der Wohnung auf
einen 32-Jährigen. Der wurde eines anderen Delikts
wegen mit Haftbefehl gesucht. Sie nahmen ihn fest und
fanden neben den gestohlenen Schuhen weiteres Die-
besgut. Merke: Wer weiße Schuhe hat, hat darum noch
lange keine weiße Weste. Wenige Stunden später, 36 Ki-
lometer südwestlich, schwebte ein junger Mann bei Vil-

lingen-Schwenningen zunächst über den Wolken.
3000 Meter über der Erde war der 19-Jährige aus einem
Flugzeug gesprungen. Mit Fallschirm selbstverständ-
lich. Ob ihm Mitfliegende Hals- und Beinbruch
wünschten, ist nicht überliefert: Ein Segenswunsch, der
wie das „Mast- und Schotbruch“ der Segler das Gegen-
teil von dem sagt, was gemeint ist; dem Aberglauben
nach wehrt dasUnheil ab. Doch der Fallschirm öffnete
sich nur zum Teil. Mit hoher Geschwindigkeit fiel der
Springer – was er währenddessen wohl dachte? – in die
Tiefe und schlug auf einem Feld auf.

Glück im Unglück: Der Sturz wurde soweit abge-
bremst, dass der Mann sich nicht den Hals, sondern
„nur“ das Bein brach. Und das war in diesem Fall im
übertragenen Sinn kein Beinbruch.

Christoph Müller

Familienzuschlag Forscherin rät zu Besoldungsreform
Angestellte wie Beamte im öf-
fentlichen Dienst bekommen ei-
nen Familienzuschlag mit der
Heirat. Mit jedem Kind kommt
etwas drauf. Ob das noch zeitge-
mäß ist, wird erneut diskutiert.

Von Petra Mostbacher-Dix

STUTTGART. Früher hieß es Orts-
zuschlag, heute Familienzuschlag:
Im öffentlichen Dienst erhalten Mit-
arbeitende mehr Lohn, wenn sie
heiraten. Kommen Kinder, erhöht
sich der Zuschlag, der aus „ehebezo-
genem“ und „kinderbezogenem“
Teil besteht. Dessen Höhe hängt
vom Bundesland ab, in dem die Be-
amten oder Angestellten arbeiten.

Durchschnittlich beträgt der Zu-
schlag 130 bis 150 Euro. In Rhein-
land-Pfalz sind das für Verheiratete –
ohne Kinder – 73 Euro. In Baden-
Württemberg beträgt in 2020 der
ehebezogene Teil 152 Euro, ab 2021
154 Euro, die Hälfte, wenn beide im
öffentlichen Dienst sind. Für das ers-
te und das zweite Kinder werden im
Land je 133 Euro, im kommenden
Jahr 135 Euro dazu gezahlt.

Anders in Brandenburg, dort wur-
de der Verheirateten-Zuschlag im
Jahr 2015 abgeschafft. Wie auch in
Rheinland-Pfalz wurden Kinderzu-
schlag und Grundbesoldung aufge-
stockt – Singles unter den Landesbe-
amten bekommen nun mehr. Der
Zuschlag sei nicht mehr zeitgemäß,
wurde im Brandenburgischen Fami-
lienministerium argumentiert.

Im Finanzministerium Baden-
Württemberg heißt es: „Der Famili-
enzuschlag ist rechtlich durch das
Alimentationsprinzip geschützt. Die
Verfassung gibt strenge Vorgaben
hierzu.“ Per Grundgesetz stehen Ehe
und Familie unter besonderem
Schutz des Staates. Würde der Zu-
schlag einfach abgeschafft, könnten
Verfassungsklagen folgen.

Nach dem Alimentationsprinzip
des Berufsbeamtentums ist ein
Dienstherr verpflichtet, Beamte und
ihre Familien ein Leben lang ange-
messen zu finanzieren. Der Famili-
enzuschlag stammt aus einer Zeit,

als der Mann Alleinverdiener war,
Ehefrau und Kinder versorgte. Doch
ob in Ehen oder eingetragenen Le-
bensgemeinschaften, beide Partner
verdienen heute Geld. Für Uta Zech
von der Initiative Equal Pay Day ist
es daher anachronistisch, fürs bloße
Heiraten Geld zu bekommen.

Anders Friedhelm Schäfer. Der
Vize des Deutschen Beamtenbunds
befürwortet den Familienzuschlag,
plädiert indes für eine Reform, um
Familien zu fördern und das Besol-
dungsrecht zu vereinfachen. Der
Zuschlag solle auf Verheiratete und
Kinder reduziert, der Kinderzu-
schlag erhöht werden. Davon profi-
tierten Teilzeitbeschäftigte und Al-
leinerziehende.

Beim Beamtenbund Baden-Würt-
temberg kann man sich eine Moder-
nisierung vorstellen, aber keine
Streichung. Der Vorsitzende Kai Ro-
senberger sagt: „Der Zuschlag trägt
insbesondere gerade in den unteren
Besoldungsgruppen dazu bei, dass
der öffentliche Dienst als Arbeitge-
ber attraktiv und wettbewerbsfähig
bleibt.“ Rosenberger nennt ein aktu-
elles Urteil des Bundesverfassungs-
gerichts zur Alimentation von kin-
derreichen Richtern und Staatsan-
wälten in Nordrhein-Westfalen:
Demnach müsse der Zuschlag ab
dem dritten Kind erhöht werden.

„Es geht an der Lebenswirklich-
keit vorbei, fürs Heiraten Geld zu be-
kommen“, betont Gisela Färber,
Professorin für Wirtschaftliche
Staatswissenschaften an der Deut-
schen Universität für Verwaltungs-
wissenschaften Speyer. Und: Es
werde oft falsch gerechnet.

Mitunter habe ein Beamter der
Besoldungsstufe A 4 plus Zuschlag
mehr als ein Kollege in A 5 bei glei-
cher Kinderzahl. Sie verweist auf die
Forschung „Familienbezogene Be-
soldungsbestandteile im Span-
nungsfeld von Alimentations- und
Leistungsprinzip“ ihres Studenten
Philipp Gottstein. „Wir müssen die
Besoldung reformieren und Gerech-
tigkeit schaffen. Dazu brauchen wir
eine Datenbasis, um zu wissen, wer
wie unterwegs ist, etwa wie viele Al-
leinerziehende es gibt.“ Dazu hat sie
ein Forschungsprojekt initiiert.

Fürs Heiraten Geld bekommen, das geht für Gisela Färber von der Verwaltungshochschule Speyer an der Lebenswirklichkeit vorbei. FOTO: DPA THEMENDIENST

Kommentar: Waldbrandgefahr

Es ist an der Zeit, sich vorzubereiten
Bilder von verheerenden Wald- und Flächenbränden
kennen die meisten Baden-Württemberger nur aus
dem Fernsehen. Ein Glück, denn für Feuer wie in Aust-
ralien und den USA wären die meisten Feuerwehren –
größtenteils freiwillig organisiert und vor allem für
Gebäudebrände und Unfälle ausgebildet – nicht ge-
wappnet. Bislang war das auch kaum nötig.

Doch nun sollten sich Feuerwehren vorbereiten –
angesichts zunehmender Trockenheit und dem Zu-
stand des Waldes. Das Modellprojekt Freiburg kann
dabei für viele als Vorbild dienen: Sich die Gegeben-
heiten vor Ort anschauen, mit denen sprechen, die sich
im Wald auskennen und mit möglichst wenig Materi-
al möglichst viel erreichen.

Damit im Falle eines Falles alles funktioniert, muss
regelmäßig geübt werden. Das Innenministerium ver-
weist auf eine große Übung „Heißer Süden“. Die war
2017. Um ein Gegenfeuer legen zu können, braucht es
mehr als theoretisches Wissen und Übungen alle drei
Jahre. Man muss erleben, wie sich ein Feuer verhält,

wenn sich etwa der Wind dreht, und wo Schneisen ge-
schlagen werden sollten. Auch das hat man in Frei-
burg geübt – Feuerwehrleute, Forstleute und Forscher
gemeinsam. Das ist „Learning by Doing“ zur richtigen
Zeit, nämlich bevor der Ernstfall eintritt.

Feuerwehren müssen also im Zweifel auch eigenini-
tiativ solche Kooperationen angehen . Denn der „Hei-
ße Süden“ könnte schon bald mehr als eine Übung
sein. Besonders die Politik, ob in Bund, Land oder
Kommune, muss sich Gedanken machen. Ein Anfang
wäre eine Bestandsaufnahme – zum Beispiel über die
Zahl verfügbarer geländegängiger Löschfahrzeuge.

Siehe auch Seite 5.

Jennifer Reich
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Soll der Familienzuschlag im öffentlichen Dienst
daran geknüpft werden, dass der Beschäftigte
Kinder hat?

Grüne und CDU zeigen sich offen, was Änderungen mit Blick auf
den Familienzuschlag angeht. Die Opposition hat eher Bedenken.

Es wäre eine Überlegung wert, den Familienzuschlag im öffent-
lichen Dienst grundsätzlich zu überarbeiten. Wir Grüne wollen
gezielt Familien unterstützen. Grundsätzlich halten wir es daher
für sinnvoll, den Betrag stärker an der Anzahl an Kindern zu ori-
entieren. So könnten wir Familien und Alleinerziehende mit Kin-
dern entlasten und eine Lösung schaffen, die dem Begriff des
‚Familien-Zuschlags‘ tatsächlich gerecht wird.

Der Familienzuschlag ist Teil des Alimentationsprinzips. Der Staat
ist damit auch gegenüber den Familien seiner Beamten zur Für-
sorge verpflichtet. Der Familienzuschlag sollte daher beibehal-
ten werden. Eine angemessene Alimentation, wie das Gesetz sie
fordert, kann jedoch durchaus über einen reformierten, zeitge-
mäß ausgestalteten Familienzuschlag rechtssicher aufrechter-
halten werden. Es müsste dann eine ausgewogene Lösung ge-
ben, die der Familie weiterhin ihren hohen gesellschaftlichen
Stellenwert erhält.

Zunächst einmal ist der Familienzuschlag ein fester Bestandteil
der Besoldung im öffentlichen Dienst. Er leistet also auch ein Bei-
trag dazu, die Attraktivität des öffentlichen Dienstes zu erhalten
oder in bescheidenem Maße zu steigern. Das kann angesichts
das Fachkräftemangels nicht falsch sein. Über eine geänderte
Besoldungsordnung müsste man Grundsatzdebatten führen
und viele Aspekte beachten. Jetzt nur den Familienzuschlag he-
rauszugreifen, greift zu kurz und ist in der Corona-Pandemie
eine Debatte zur Unzeit.

Zur Beamtenbesoldung gehören als Dienstbezüge das Grundge-
halt, Leistungsbezüge, aber auch der Familienzuschlag. Die Fra-
ge stellt sich nicht, wie fragmentiert sich die Beamtenentloh-
nung, sondern ob diese leistungsgerecht bezahlt werden? Die
AfD steht für leistungsorientierte Bezahlung aller für den Staats-
erhalt notwendigen Beamten, ob mit oder ohne Kinder. Insge-
samt ist aber darüber nachzudenken, wie wir die Kosten für die
Beamtenschaft, also die Besoldung und Ruhegehälter, in den
Griff bekommen.

Mit den Zeiten ändern sich Lebensgewohnheiten, und damit
müssen Leistungen heute anders begründet werden. Das Modell
der Einverdienerehe hat sich vielfach überholt, auch, weil ein
Einkommen eben oft nicht mehr ausreicht. Andererseits ist eine
finanzielle Besserstellung der Ehe im Grundgesetz verankert und
vom Bundesverfassungsgericht verteidigt worden. Man kann
der Landesregierung daher nicht empfehlen, wieder mit einem
Schnellschuss bei der Beamtenbesoldung vor dem Verfassungs-
gericht zu scheitern.


